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Afrika und Europa – Neue Partnerschaft für Entwicklung, Frieden und Zukunft 

- Eckpunkte für einen Marshallplan mit Afrika 

 

Genereller Kommentar zur Entwicklung des Eckpunktepapiers 

 Als Aktionsbündnis gegen AIDS denken wir, dass es gut gewesen wäre, die 
Zivilgesellschaft frühzeitig in die Konzeption und die Erstellung des Papiers 
einzubeziehen. Eine relativ späte Beteiligung macht es schwieriger, grundsätzliche 
Probleme anzusprechen und entsprechende Korrekturen zu erreichen. Unter 
„gleichberechtigter Partizipation“ verstehen wir etwas anderes.    
 

 Die Einführung blendet die historische Verantwortung Deutschlands und Europas für 
die koloniale Ausbeutung und ihre verheerenden Folgen für die humane Entwicklung 
aus. Partnerschaft bedeutet für uns auch, historische Verantwortung anzuerkennen. 
 

 Das Papier enthält praktisch keine Selbstverpflichtungen Deutschlands, um die für die 
Bevölkerungsmehrheit in Afrika nachteiligen oder oft ausbeuterischen 
Wirtschaftsstrukturen zu überwinden und finanzielle Ressourcen für die 
Verbesserung der Entwicklungschancen insbesondere in den für die humane 
Entwicklung entscheidenden Bereichen aufzubringen. Stattdessen werden 
Verpflichtungen der afrikanischen Staaten dargelegt, meist ohne darauf einzugehen, 
ob diese ohne internationale Zusammenarbeit überhaupt umzusetzen sind. Diese 
Einseitigkeit läuft dem Grundprinzip der gemeinsamen Verantwortung zuwider und 
beschädigt die eigene Glaubwürdigkeit. 
 

 Das Eckpunktepapier hinterlässt an vielen Stellen einen eher paternalistischen 
Eindruck. Es grenzt auch an Anmaßung, wenn saloppe Aussagen eingestreut werden, 
wie „Fördern und Fordern“, „Klartext statt diplomatischer Zurückhaltung bei 
Reformverweigerern“, „Jahrzehntelange Geber-Nehmer-Mentalität“ usw. Natürlich 
müssen Menschenrechtsverletzungen und Demokratiedefizite kritisch diskutiert 
werden, aber der Politikdialog darf nicht darauf abzielen, einseitige Vorstellungen 
über Entwicklungs- und Wirtschaftsmodelle aufzuzwingen. Es stellt sich die Frage, ob 
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und in welchem Umfang Partner/innen aus Afrika (und Partner/innen der 
afrikanischen Zivilgesellschaft) eingebunden worden sind? Wurden afrikanische 
Partner/innen konsultiert? Sind sie mit den vorgenommenen Bewertungen 
einverstanden? Wir mögen uns täuschen, aber bei der Durchsicht des 
Eckpunktepapiers ergibt sich nicht der Eindruck, dass eine angestrebte „neue 
Partnerschaft“ auf gleicher Augenhöhe anvisiert ist.     
 

 Als Aktionsbündnis gegen AIDS halten wir den Begriff „Marshallplan“ im Untertitel für 
komplett verfehlt. Der ursprüngliche „Marshallplan“ unterschied sich grundlegend 
von der jetzt für die afrikanische Entwicklung notwendigen Initiative. Das gilt nicht 
nur für die historische Ausgangslage, sondern auch für die dahinterstehenden sowohl 
humanitären aber auch geopolitischen Absichten. Der einzige vernünftige Bezug 
würde darin bestehen, dass Deutschland allen Grund hat, der Weltgemeinschaft 
etwas zurückzugeben, da Deutschland trotz schrecklichster Menschheitsverbrechen 
während der Nazi-Diktatur wieder in die Weltgemeinschaft aufgenommen wurde und 
wirtschaftliche Unterstützung erfuhr, die es erst ermöglichte, wieder zu einem der 
wirtschaftsstärksten Länder zu werden. Die Situation afrikanischer Länder mit deren 
kollektiver Erfahrung der Sklaverei und jahrhundertelangen Ausbeutung ist eine ganz 
andere. Unsere Bitte deshalb: Streichen sie das Wort „Marshallplan“ im Untertitel. 
Anbieten würden sich Begriffe wie: „wir werden unserer historischen Verantwortung 
gerecht“ oder „Eckpunkte einer verbindlichen Verpflichtung“ etc.  
 

 Die afrikanischen Regierungen tragen selbstverständlich die Verantwortung für ihr 
politisches Handeln. Das beschreibt insofern nur eine Selbstverständlichkeit. Dabei 
darf aber nicht verschwiegen werden, dass externe Machtinteressen sowohl von 
Regierungen anderer Staaten als auch von global agierenden Unternehmen immer 
wieder versucht haben, Entscheidungen und selbst das Zustandekommen von 
Regierungen afrikanischer Länder zu beeinflussen. Sie tragen daher eine 
Mitverantwortung für die resultierenden Fehlleistungen, darunter die im Dokument 
mehrfach angesprochene Misswirtschaft und Korruption.   
 

 Die weiterhin betriebene Ausbeutung der Ressourcen und Menschen Afrikas, sowie 
die Überschwemmung der afrikanischen Märkte mit subventionierten Produkten 
durch internationale Konzerne – oft mit der Rückendeckung der entsprechenden 
Regierungen - sollte deutlicher benannt werden. Textpassagen wie etwa „auch 
internationale Konzerne haben noch Schwächen bei der Einhaltung von Umwelt- und 
Sozialstandards vor Ort und der Erfüllung von Compliance-Vorgaben“  sind 
offensichtlich zu euphemistisch.   
 
 

Rückmeldung zu den 10 Thesen für den „Marshallplan“ (S. 5-6) 

These 1: Als Aktionsbündnis gegen AIDS vermissen wir die Erwähnung, dass Menschen in Afrika an 

vielen Orten und aus unterschiedlichen Gründen eine erheblich geringere Lebenserwartung haben. 

Wenn es einen „Zukunftsvertrag“ mit Europa geben soll, dann muss sich dieser auch ganz real auf die 

Zukunftsaussichten und die Gesundheit der Bürger/innen der betroffenen Länder und Regionen 

beziehen. Themen wie „Energie“, „Ressourcenschutz“ und „Arbeitsplätze“ sind dabei wichtig, stellen 

das Problem jedoch eher verkürzt dar, bzw. legen die Gewichtung auf Aspekte, die unseres Erachtens 

nachrangig und im Zusammenhang mit den Gesundheits- und Lebenschancen der Menschen zu 
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betrachten sind. Zuallererst sollte es immer um das Überleben der Menschen gehen. Infolge von 

menschenunwürdigen und gesundheitsgefährdenden Lebensbedingungen sowie dem Mangel an 

finanziellen Ressourcen und politischem Willen für die Bereitstellung von lebenswichtigen 

Gesundheitsdiensten, sind derzeit in Afrika geborene Kinder einem um das 15-fache höheren Risiko 

ausgesetzt, vor dem Erreichen des 40. Lebensjahres zu sterben als Kinder, die in Deutschland zur 

Welt kommen (24 Prozent bzw. 1,5 Prozent). Das ist die wichtigste Dimension der Ungerechtigkeit 

und zugleich das größte Entwicklungshindernis. Die Gesundheitsversorgung muss daher zusammen 

mit der Ernährungssicherung, der Wasser- und Sanitärversorgung sowie anderer 

gesundheitsentscheidender Bereiche an oberster Stelle stehen. 

These 2: Dass in der Gestaltung der Entwicklungspolitik und -Partnerschaft die Bereiche der Handels-, 

Umwelt-, Agrar- und Wirtschaftspolitik benannt werden, ist wichtig. Was wir vermissen, ist der 

Bereich der „GESUNDHEITSPOLITIK“ - auch als Querschnittthema: Das Konzept „Health in all Policies“ 

sieht vor, „Gesundheit“ in allen Bereichen mitzudenken und zu reflektieren:  sowohl beim 

Straßenbau (Unfälle reduzieren etc.), als auch in der Landwirtschaft (mikrobakterielle Resistenzen 

vermeiden durch drastisch reduzierte Antibiotikagabe in der Tierhaltung, sowie nachhaltige 

Ernährungssicherung etc. ). Gesundheit ist zuallererst eine humanitäre Aufgabe, sie ist aber auch die 

Grundlage und Voraussetzung einer prosperierenden Wirtschaft und nicht anders herum: der 

vorliegende Entwurf zäumt „das Pferd“ von hinten auf.  Das Überwinden einer „Geber-Nehmer-

Mentalität“ sollte u.E. nicht als Vorwand dienen, um sich der Verantwortung für dringend benötigte 

und immer wieder zugesagte Transferleistungen aus den öffentlichen Haushalten der wirtschaftlich 

bevorteilten Staaten zu entziehen. Diese Mittel sind gerade für die am stärksten benachteiligten 

Länder und Bevölkerungsgruppen eine unabdingbare Voraussetzung, um die Lebenschancen deutlich 

und nachhaltig zu verbessern. 

These 3: Eine berufliche Perspektive für Jugendliche in Afrika zu schaffen ist ein wichtiger Bereich, 

kann aber nicht als eine Art übergeordnete Herausforderung gelten. Das scheint doch sehr stark 

einer europäischen Perspektive der Eindämmung der Migration zu entsprechen, statt im Sinne der 

Menschen in Afrika die mangelnde Befriedigung der Grundbedürfnisse und die eingeschränkten 

(Über-)Lebenschancen ins Auge zu fassen. Reflektiert werden sollten in dem Kapitel jedoch auch der 

Schaden, den der sog. brain drain (bspw. im Bereich der Gesundheitsversorgung) anrichtet und die 

Verpflichtungen, die sich daraus ergeben. Der „brain drain“ muss reguliert, die Ursachen bekämpft 

werden. Überlegungen und Vorhaben im Bereich „Migration“ sollten sich darüber hinausgehend 

auch auf die Situation und Gesundheitsrisiken afrikanischer Wanderarbeiter/innen, 

Saisonarbeiter/innen, Minenarbeiter sowie auf Menschen ohne Papiere und deren Familien 

beziehen.  

These 6: Im Kontext der „Förderung politischer Rahmenbedingungen“ fordern wir, dass die Themen 

„Menschenrechte“ und „Stärkung der Zivilgesellschaft“ benannt und akzentuiert werden.  

These 7: „Reformpartnerschaft“ statt „Gießkannenprinzip“ liest sich für uns ein bisschen so, als ob es 

in der Partnerschaft nur einseitige Verpflichtungen gebe und es nur die afrikanischen Partner/innen 

wären, die etwas zu verändern hätten. Als Aktionsbündnis gegen AIDS lehnen wir einseitig-

paternalistische Denkschemata ab. Dass das Wasser aus der Gießkanne fließt, hat - um im Bild zu 

bleiben - auch etwas mit der Ausbeutung des afrikanischen Kontinents zu tun. Auch wir haben uns 

daran bereichert und sind von der Situation nicht gänzlich unbetroffen. Wir regen eine vorsichtigere 

Wortwahl an und fordern in der Beurteilung etwas mehr Bescheidenheit. Die Ressourcenübertragung 

ist somit auch als Ausgleich zu verstehen. Und es darf nicht passieren, dass die Zusammenarbeit nur 

noch auf die aus deutscher Sicht „reformwilligen“ Länder konzentriert wird. Wo staatliche Strukturen 
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nicht der Verwirklichung der Menschenrechte und der demokratischen Beteiligung dienen, braucht 

es eine entsprechende Förderung der Zivilgesellschaft.   

These 9: Als Aktionsbündnis stimmen wir zu, dass der Einsatz staatlicher Entwicklungsgelder keine 

ausreichende Bedingung für Entwicklung darstellt. Die deutliche Erhöhung und Verstetigung der 

öffentlichen ODA-Leistungen entsprechend der international vereinbarten Verpflichtungen wie 

insbesondere dem UN Richtwert von 0,7% der Bruttonationaleinkommens bildet aber eine 

notwendige Voraussetzung, die endlich zu erfüllen ist. Zudem müssen die Entwicklungsgelder 

weiterhin zuerst dort eingesetzt werden, wo es ums Überleben geht. Die Fokussierung auf die 

Förderung von privaten Investitionen halten wir für einen Irrweg. Die Erhöhung der Eigenmittel ist 

zudem nur in Ländern möglich, die über die dafür nötigen Handlungsspielräume verfügen.  

These 10: Der Satz „das niemand zurückgelassen werden soll“ bezieht sich auf die Agenda 2030. Wir 

begrüßen die Referenz zu den nachhaltigen Entwicklungszielen (SDGs). Wir begrüßen auch, dass in 

der Darstellung der „Grundbedürfnisse“ der Menschen an dieser Stelle deren „Gesundheit“ benannt 

ist und mitgedacht wird. Wichtig ist uns, dass dies betreffend die besonders vulnerablen – vielfach 

von Armut, Krankheit, Ausgrenzung und Tod bedrohten - Gruppen benannt werden.   

Kapitel 1.1 Kooperation auf der Basis von Werten und Interessen 

Als Aktionsbündnis gegen AIDS fordern wir, dass neben der „Unantastbarkeit der Würde des 

Menschen“, das Thema „Recht auf Leben und Gesundheit“ benannt wird. Menschenrechte sind 

universell und gelten daher für alle Menschen. Der Zusatz –auch in Afrika - wirkt zynisch und sollte 

gelöscht werden. Auch hier gilt es, die besonders vulnerablen Gruppen zu benennen (junge 

Mädchen, Frauen, nicht-heterosexuelle Menschen (LGBTI), Sexarbeiter/innen, Minenarbeiter, 

Wanderarbeiter/innen, Gefangene etc.) 

Es ist zutreffend, dass viele der internationalen Prinzipien und Normen in dem grundlegenden Wert 

der Nächstenliebe gründen, wie er dem Christentum wichtig ist. Es sollte aber anerkannt werden, 

dass Afrika auch von anderen religiösen Traditionen und Weltanschauungen geprägt ist, die ebenfalls 

die Würde des Menschen als einen zentralen Wert hochhalten. Dies sollte ergänzt werden. Die 

Anmerkungen zur kolonialen Ausbeutung und Ausplünderung sind im Großen und Ganzen 

zutreffend; diese Fakten sollten aber ebenso klar in der Einleitung benannt werden, wo der 

historische und aktuelle Kontext umrissen wird.  

Kapitel 1.2. Afrika hat großes Potential 

Dass Kirchen und Religionsgemeinschaften einen wichtigen Beitrag zur sozialen Versorgung der 

Menschen im Bildungs- und Gesundheitsbereich leisten, ist richtig. Jedoch darf das nicht dazu führen, 

dass Regierungen ihren Verpflichtungen im Bildungs- und Gesundheitsbereich nicht nachkommen 

und religiöse Gemeinschaften Lückenbüßer spielen. Hier müssen Regierungen ganz klar in die Pflicht 

genommen werden sowohl im betroffenen Land selbst von der Zivilgesellschaft und 

ReligionsvertreterInnen wie auch von anderen Regierungen. Partnerschaft heißt auch, Kritik zu üben, 

wo diese angebracht ist. 

Nicht nur ein Afrika ohne Hunger, sondern auch ohne verheerende Epidemien ist möglich und muss 

verwirklicht werden. 

Wir halten es für verkehrt, aus der Perspektive von außen (oder von oben?) bestimmte Länder als 

Musterschüler herauszuheben. Eine Bewertung muss sich vor allem an der Verwirklichung der 
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Menschenrechte und anderer Grundwerte ausrichten und den Willen der Menschen in den Ländern 

selbst berücksichtigen 

Kapitel 1.3. Der Kontinent der Chancen 

Bei den Herausforderungen in Bezug auf das dynamische Bevölkerungswachstum muss neben den 

Aspekten „Sicherung der Ernährung“, „Schutz des Klimas und der Umwelt“ auch das Thema 

„Gesundheitsförderung“ benannt werden. Ungeachtet der bedeutenden Fortschritte bei der 

Bewältigung der HIV-Epidemie und anderer verheerender Krankheiten liegt die durchschnittliche 

Lebenserwartung in Afrika südlich der Sahara noch immer mehr als 20 Jahre unter der von 

Deutschland und in manchen besonders von HIV und anderen Krisen betroffenen Ländern sogar um 

30 Jahre. Wie schon zuvor angemerkt ist das Risiko eines viel zu frühen Todes in Afrika um das 

Vielfache höher. Das beschreibt die zentrale Herausforderung, die es in den unterschiedlichen 

Handlungsbereichen anzugehen gilt. Jungen Menschen, die einen viel zu frühen Tod - oft durch HIV 

oder andere vermeidbare oder behandelbare Krankheiten - erleiden, nutzt auch die beste 

Ausbildungs- und Job-Offensive nichts. 

Kapitel 2 Der Kern des Marshallplans  

Seite 12: In Bezug auf die besondere Unterstützung, die Frauen und Mädchen benötigen, sollten das 

Thema „Gendergerechtigkeit“ und  „sexuelle Vielfalt“ ausdrücklich benannt und thematisiert 

werden. Dabei müssen auch Jungen und Männer mit berücksichtigt werden, ohne deren Mitwirken 

angestrebte Veränderungen nur schwerlich möglich sind. Mitgedacht werden muss, dass auch die 

Bedürfnisse von Jungen oder jungen Heranwachsenden, auch in Hinblick auf die Übernahme von 

Geschlechterrollen, zu berücksichtigen sind.  

Zu Punkt 2.2. – Regeln der Zusammenarbeit 

Bei der Benennung der konkreten Vorhaben sollte das Thema „brain drain“ benannt werden. 

Konkreter Textvorschlag: „es werden in Übereinstimmung mit den betroffenen Ländern Maßnahmen 

getroffen, den brain drain (bspw. von Krankenpfleger/innen und Ärzten und Ärztinnen) 

einzugrenzen“. 

In Bezug auf die Einhaltung der Umwelt- und Sozialstandards sollte die Bedeutung der Einhaltung 

und Stärkung der im WTO-TRIPS-Abkommen enthaltenen Schutzklauseln, der sog. TRIPS-

Flexibilitäten benannt werden, so dass der Zugang zu essentiellen Medikamenten sichergestellt 

werden kann und sich Handels- und Gesundheitspolitik nicht konterkarieren.   

Wir begrüßen sehr, dass die Forderung eines ständigen Sitzes im Sicherheitsrat der Vereinten 

Nationen mit getragen wird. Der Kontinent wird dadurch international aufgewertet. Afrika ist 

allerdings kein Land: der Text sollte dies betreffend abgeändert werden.  

 

 

Finanzierung in einer neuen Dimension (2.3) 

Das Aktionsbündnis gegen AIDS vermisst in diesen Textpassagen konkrete finanzielle Zusagen. Die 

Bereitstellung von öffentlichen Leistungen für die Entwicklungszusammenarbeit (ODA) stellt sicher 

nicht die einzige Voraussetzung für Entwicklung dar, aber sie ist unverzichtbar!  Wir halten es für 
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inakzeptabel, dass die Bundesregierung hier keine verbindliche Zusage formuliert, um den UN-

Richtwert in Höhe von 0,7 % des Bruttonnationaleinkommens spätestens bis 2020 zu erreichen und 

ihren internationalen Beitrag zum Bereich Gesundheit und HIV zu erhöhen.  Wir fordern daher einen 

detaillierten Finanzierungsplan mit konkreten Zusagen und die nachhaltige Bereitstellung der Mittel. 

Solange der Finanzierungsplan fehlt, können die notwendigen Vorhaben nicht umgesetzt werden. Die 

Bundesregierung steht hier in der Pflicht. Die ODA-Mittel sind in erster Linie für die Befriedigung der 

Grundbedürfnisse und die humane Entwicklung einzusetzen, statt damit Subventionen für private 

Investoren zu finanzieren. 

Der Verweis, dass die niedrige Steuerquote von 17% in einigen afrikanischen Ländern (angesichts 

einer Steuerquote von 35% in OECD Ländern) „nicht vermittelbar“ sei, wirkt angesichts der 

Einkommensverhältnisse vieler afrikanischer Ländern zynisch. Als kaum vermittelbar würden wir die 

Tatsache betrachten, dass Millionen Menschen in Afrika unter der Armutsgrenze leben. Dies obwohl 

die Region -auch in Bezug auf vorhandene Bodenschätze und andere Ressourcen - reich ist. Auch hier 

empfehlen wir daher eine Zurückhaltung in der Wortwahl. Es müssen konkrete Wege gefunden 

werden, um diejenigen einheimischen Sektoren an der Finanzierung von Entwicklungsanstrengungen 

zu beteiligen, die über entsprechende Einkommen und Vermögen verfügen, aber auch internationale 

Investoren müssen angemessene Steuern entrichten. 

Als wichtig erachten wir in Bezug auf die Stärkung und Stabilisierung der Gesundheitssysteme eine 

Diskussion über die Möglichkeit der Finanzierung durch Krankenversicherungssysteme. Auch hier 

müssen natürlich die Einkommensverhältnisse mitgedacht werden.  

Die Säulen des Marshallplans (Kapitel 3) 

Gesundheit sollte als eine der wesentlichen Voraussetzungen für wirtschaftliche Entwicklung und 

Armutsbekämpfung benannt werden. Die Investition in Gesundheit ist daher auch eine Investition für 

Wachstum und Beschäftigung für die Verbesserung der Beschäftigungs- und 

Einkommensmöglichkeiten. Dazu kommt, dass der Gesundheitssektor selbst ein Wachstumssektor 

mit vielen Arbeitsplätzen ist.  Wir fordern anzuerkennen, dass die erste Priorität der staatlichen 

Systeme in der Befriedigung der Grundbedürfnisse der Bürger/innen liegen muss.  

Was muss passieren? (S. 17-18)  

Das Aktionsbündnis gegen AIDS hält die Einsetzung öffentlicher Mittel für die 

Entwicklungszusammenarbeit (ODA) zur Mobilisierung privaten Kapitals für einen Irrweg. Die 

öffentlich finanzierten ODA-Zuschüsse sollten dagegen für die zentralen Bereiche der humanen 

Entwicklung eingesetzt werden. Neben und zusätzlich zu dieser öffentlichen 

Entwicklungszusammenarbeit, kann die Förderung privater Investitionen durch staatlich vermittelte 

Kredite (Mittel vom Kapitalmarkt) erfolgen, die nicht auf die finanziellen Anstrengungen anzurechnen 

sind. 

Aufgenommen werden sollte die Sicherung der TRIPS-Flexibilitäten im Zusammenhang der 

Ratifizierung von Handelsübereinkünften. Beim Abschluss von bi- und multilateralen Handels-

abkommen muss sichergestellt sein, dass diese fair und transparent sind und den Einsatz der TRIPS- 

Flexibilitäten nicht beschränken.  

Gefördert und unterstützt werden sollten die Länder Afrikas in ihrer Kapazität, Medikamente lokal 

selbst herzustellen. Eine höhere Unabhängigkeit von der Unterstützung (und dem Marktgebaren) 

anderer Länder wäre dadurch möglich.  
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Zur 2. Säule Frieden/Sicherheit  

Der brutalste und nicht wieder gutzumachende „Schaden“ infolge von Kriegen und bewaffneten 

Konflikten ist der Tod von Menschen. Dagegen sind materielle Schäden und Einbußen zweitrangig. 

Zur 3. Säule / Menschenrechte-Was muss passieren (S. 22-23) 

Hier muss die Verwirklichung der Grundrechte und Freiheiten an oberster Stelle stehen. Die 

internationale Kooperation sollte vor allem das Ziel verfolgen, bei der Schaffung der 

Voraussetzungen für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit einschließlich der Einhaltung 

internationaler Vereinbarungen mitzuwirken (Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und 

kulturelle Rechte, Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte, UN-Erklärungen zu 

Gesundheit und HIV).  Dabei fordert das Aktionsbündnis gegen AIDS, dass das Menschenrecht auf 

Gesundheit an prominenter Stelle konkret benannt wird. Wir fordern zudem, dass die Bekämpfung 

der Diskriminierung der in Afrika von Menschenrechtsverletzungen besonders betroffenen Gruppen 

benannt wird: dazu gehören LGBTI  (in vielen afrikanischen Ländern werden gleichgeschlechtliche 

Kontakte kriminalisiert – bis hin zur Todesstrafe), minderjährige Mädchen und junge Frauen, 

Sexarbeiter/innen, Gefangene, Migrant/innen, Flüchtlinge und Menschen ohne  Staatsbürgerschaft 

oder Papiere.  

Spezifische Maßnahmen, um die Diskriminierung von Minderheiten zu beseitigen, sollten getroffen 

und näher beschrieben werden. 

Wir fordern die gleichberechtigte Einbindung und Finanzierung der Zivilgesellschaft in die Planung, 

Umsetzung und Evaluierung von Programmen. Dazu gehören allen voran Vertreter/innen der 

Zivilgesellschaft und insbesondere der benannten vulnerablen Gruppen.  

Punkt 4.1 Ernährung und Landwirtschaft 

Bei der Produktion von Nahrungsmitteln und in der Tierhaltung muss beachtet werden, dass die 

Antibiotikagabe begrenzt wird, um die Entstehung antimikrobieller Resistenzen zu verhindern, 

welche mittlerweile international ein ernsthaftes Problem darstellen.  

Wir fordern, dass Hunger im Kontext armutsassoziierter Krankheiten diskutiert wird.   

S. 26 – Was muss passieren /Afrika 

Die besonders vulnerable Situation von Wander- und Saisonarbeiter/innen sollte reflektiert und 

Maßnahmen entwickelt werden. 

Gesundheit, Bildung und soziale Sicherung Punkt 4.4 

Dem Bereich Gesundheit muss ein höherer Stellenwert unter Punkt 4.4. eingeräumt werden. Die 

universelle Gesundheitsversorgung für alle muss sichergestellt werden. Ein Bezug zu den 

nachhaltigen Entwicklungszielen (SDGs) ist aufzunehmen: das Ende von AIDS bis 2030 kann nur 

erreicht werden, wenn Schritte, wie in den SDGs festgelegt,  finanziert und umgesetzt werden.  

Die allgemeine Gesundheitsversorgung, die Überwindung der vermeidbaren Kinder- und 

Müttersterblichkeit sowie die Beendigung der großen Epidemien sollte entsprechend der  Agenda 

2030 für nachhaltige Entwicklung aufgenommen werden. Das muss als globale 

Gemeinschaftsaufgabe betrachtet werden. Zu ihrer beschleunigten Verwirklichung braucht es eine 

verbindliche gegenseitige Vereinbarung mit dem Ziel, allen Menschen den Zugang zu 
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lebenswichtigen Gesundheitsdiensten zu ermöglichen und sie dabei vor dem Absturz in die Armut zu 

bewahren. Für Deutschland heißt das zwingend, die Empfehlung der WHO-Kommission zu 

Makroökonomie und Gesundheit umzusetzen und mindestens 0,1 Prozent des BNE für die globale 

Gesundheit aufzubringen. Zusätzlich zu der Unterstützung der Gesundheitsförderung und –

Versorgung sind auch die Mittel für den Ausbau der auf den Bedarf ausgerichteten Forschung und 

Entwicklung von Medizinprodukten zu erhöhen. 

Inwiefern „innovative digitale Lösungen“ zur Verbesserung der Gesundheitsversorgung in Afrika 

beitragen können, sei hier dahingestellt: beachtet werden sollten auch die Risiken, die in Bezug auf 

Datenschutz mit „E-Health“ einhergehen. Dies gilt besonders in Ländern mit prekärer Rechtssituation 

und gravierender Diskriminierung. Bei der Fokussierung auf digitale Lösungen sollte der Wert des 

direkten Arzt-Patientenkontakts nicht unterschätzt werden, der durch elektronische Möglichkeiten 

der Datenkommunikation ersetzt, bzw. „wegrationalisiert“ werden kann und manchmal darunter 

leidet.  

Insgesamt denken wir, dass die Fokussierung auf „innovative Lösungen“ eine einseitige Gewichtung 

darstellt. Von weit größerer Bedeutung ist es, die in den Lebensverhältnissen und 

Gesellschaftsstrukturen gründenden Gesundheitsrisiken insbesondere der benachteiligten 

Bevölkerungsgruppen zu identifizieren und anzugehen. 

Zum Schaubild auf S. 31 lässt sich nur sagen, dass aussagekräftigere Schaubilder aus dem Bereich 

Gesundheit zur Verfügung stehen. Ein Beispiel bietet die Grafik aus unserem 2016 publizierten 

Bericht (unten angehängt) 

Was muss passieren / Afrika (S. 32) 

Zu bemängeln ist, dass für Afrika wichtige Themen wie „Gesundheit“, „Prävention“, 

„Familienplanung“, „sexuelle und reproduktive Rechte“, „Rolle der Aufklärung“ und 

„armutsassoziierte Krankheiten“ nicht auftauchen.   

Die Förderung lokaler Produktionskapazitäten von Medikamenten und Medizinprodukten sollte 

aufgenommen werden: Afrika muss durch Wissenstransfer und finanzielle Unterstützung in die Lage 

versetzt werden, unabhängiger zu werden und Medikamente selbst herzustellen.   

Was muss passieren/Deutschland (S.32) 

Die Fokussierung auf „Krankenhauspartnerschaften“ erscheint uns ein zu einseitiger Ansatz. Globale 

Gesundheitsprobleme lassen sich dadurch nicht flächendeckend lösen – diese Partnerschaften bilden 

bestenfalls punktuelle Lösungsansätze, die für die Gesundheitssituation in Afrika insgesamt nur 

begrenzte Verbesserungen bewirken können. Wir fordern hier „dickere Bretter“ zu bohren. Um 

nachhaltig zu einer Verbesserung des Gesundheitsbereichs in Afrika beizutragen, muss Deutschland 

seinen internationalen Verpflichtungen gerecht werden: Von den 0,7 % des 

Bruttonationaleinkommens (BNE), die Deutschland an öffentlichen Leistungen für die  

Entwicklungszusammenarbeit  (ODA) aufbringen sollte, sind 0,1 Prozent für die 

Gesundheitsförderung einzusetzen. Zudem gilt es, den Globalen Fond zur  Bekämpfung von Aids, TB 

und Malaria angemessen zu unterstützen und den „brain drain“ (die Abwanderung von 

Gesundheitskräften) durch geeignete Maßnahmen zu bekämpfen.   

Die Bundesregierung sollte auch ihren Einfluss nutzen, um Druck auf Pharmakonzerne auszuüben, 

damit diese ihre Präparate im HIV, TB und HCV-Bereich an den Patentpool lizenzieren, so dass 
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preisgünstige Generika in Afrika für die Behandlung dieser lebensbedrohenden und chronischen 

Krankheiten verfügbar sind. 

Was muss passieren / international (S.32) 

Der Globale Fond zur Bekämpfung von Aids, TB und Malaria (GFATM) muss angemessen unterstützt 

werden. Der Zugang für alle Menschen zu qualitativ hochwertigen Gesundheitsdienstleistungen und 

die Beendigung der drei großen Krankheiten bis 2030 muss sichergestellt und finanziert werden, wie 

in der Agenda 2030 beschlossen.  

Der Zugang zu essentiellen Medikamenten für alle muss sichergestellt sein.  

Es muss sichergestellt werden, dass Handelsabkommen keine Zusatzvereinbarungen beinhalten, die 

den Einsatz der TRIPS-Flexibilitäten unterminieren könnten.  

 

Unser Vorschlag zur Visualisierung der Kluft bei den Gesundheits- und Lebenschancen: Das Risiko 

eines verfrühten Todes als wichtigste Dimension der Ungerechtigkeit 

 

Diese Kommentierung wurde in den Gremien des Aktionsbündnis gegen AIDS erarbeitet und 

zusammengestellt   

 

Kontakt: Peter Wiessner, Referent für Advocacy und Öffentlichkeitsarbeit, Email: wiessner@aids-kampagne.de 


